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,,Ich will nicht die Parlaments- und Parteiwirt-
schaft, welche die Verpestung des gesamten natio-
nalen Lebens mit Politik bewirkt..." 

(Thomas Mann, Betrachtungen eines Unpolitischen, 
[1918], Neuausgabe Frankfurt a. Main 1956, S. 253) 

"Wenn Sie nicht begriffen haben, daß die Er-
haltung der Demokratie und der Republik das 
wichtigste Interesse der Partei ist, haben Sie nicht 
das ABC des politischen Lebens begriffen." 

(Rudolf Hilferding auf dem Kieler Parteitag der SPD 
1927, zitiert nach: Gordon Alexander Craig, Deutsche 
Geschichte 1866-1945, München 1980, S. 436) 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1997/98 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaften der Universität Osnabrück als Dissertation angenommen. 
Für die Veröffentlichung wurden Rechtsprechung und Literatur bis Februar 
1998 berücksichtigt. 

Mein Dank gilt vor allem Herrn Professor Dr. Jörn Ipsen, der mir die Anre-
gung zur Bearbeitung des Themas gegeben hat und durch den ich jederzeit die 
erforderliche Unterstützung erfahren habe. 

Die Mühe der Erstellung des Zweitgutachtens nahm Herr Professor 
Dr. Wulf-Eckart Voß auf sich, dem ich ebenfalls meinen herzlichen Dank aus-
sprechen möchte. 

Ferner bedanke ich mich für die Hilfe, die mir durch die Mitarbeiter des 
Bundesarchivs in Berlin-Lichterfelde und in Dahlwitz-Hoppegarten zuteil ge-
worden ist. 

Osnabrück, im November 1998 Katrin Stein 
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